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Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Berfamm- 
lungsrechte. 


Von Dr. Carl Hugelmann. 
Mi 
Die Competenz der Behörden im Gebiete des Vereinsrechtes. 


Sobald der Staat dem Vereinsleben die Beachtung ſchenkt, 
daß er dasſelbe einer mehr oder minder umfaſſenden geſetzlichen Re⸗ 
gelung unterzieht, entwickelt ſich nothwendiger Weiſe auch ein Syſtem 
des Einwirkens der verſchiedenen ſtaatlichen Organe. An jene Thätig- 
keit der Behörden, welche die vom Geſetz erforderten Vorausſetzungen 
der Vereinsbildung conſtatirt und binwiederum ſchafft, ſchließt ſich die 
Beaufſichtigung des Vereinslebens ſelbſt in ſeinen einzelnen Acten 
und die Repreſſion, wenn die Schranken ſtatthafter Wirkſamkeit über⸗ 
ſchritten werden Wir wollen nun ſehen, wie dieſes Eingreifen der 
Behörden nach dem geltenden Vereinsgeſetze im Gegenſatze zu den 
früheren Normen geregelt iſt. 

Wenn wir alle Stadien der Vereinsgeſetzgebung bis zurück zu 
den Vereinsdirectiven von 1843 überblicken, ſo ergibt ſich zunächſt 
als leitendes Princip, daß ein Verein ohne Wiſſen und gegen Willen 
der öffentlichen Gewalt in der Regel weder juriſtiſche Eriſtenz gewin⸗ 
nen noch überhaupt eine Thätigkeit entwickeln darf. Nach den Ver⸗ 
einsdirectiven von 1843 und dem dieſen nachgebildeten Geſetze von 
1852 war eine beſondere Bewilligung der Staatsverwaltung 
zur Errichtung von Vereinen nothwendig. Das Vereinsgeſetz von 
1849 und dieſem folgend jenes von 1867 haben nun allerdings für 
ihr Gebiet die ausdrückliche Genehmigung beſeitigt, indem ſie aber 
die Vorlage der Statuten eine beſtimmte Friſt vor Beginn der Ver⸗ 
einswirkſamkeit verlangten und der Behörde während derſelben das 
Recht der Unterſagung wahrten, haben fie doch über die einfache An- 


) Vergl. Nr. 35 der Zeitſchrift vom 2. September d. J. 


zeigepflicht, welche z. B. in Baiern, Preußen, Baden genügte, 
hinausgegriffen und an die Stelle des pofitiven Genehmigungs- 
rechtes der Behörde ein, möchten wir ſagen, negatives in der 
Form eines binnen beſtimmter Friſt zu übenden Unterſagungsrechtes 
eſetzt. 
* Als das Organ zur Wahrung der ſtaatlichen Intereſſen bei der 
Gründung der Vereine erſcheint in faſt allen der genannten Geſetz⸗ 
gebungsſtadien in erſter Linie die Landesſtelle, nur das Geſetz 
von 1849 beruft für den allerdigs verengten Kreis der ſeiner Herr⸗ 
ſchaft unterworfenen Vereine (innerhalb desſelben aber ſowohl für die 
politiſchen als nicht⸗politiſchen) die politiſche Bezirks behörde *) 
zur Amtshandlung. 
Die Behörde erſter Inſtanz war 1843 wie 1852 von der Ge⸗ 
nehmigung der Vereinsgründung ausnahmslos ausgeſchloſſen, es kann 
daher auch nicht Wunder nehmen, daß man bei Vereinen, deren Un⸗ 
ternehmen ein beſonders wichtiges oder deren territoriales Gebiet ein 
beſonders ausgedehntes war, zu einer noch höheren Inſtanz als zu 
jener der Landesſtelle griff. In zwei Fällen war nach den Vereins⸗ 
directiven von 1843 die vereinigte Hofkanzlei competent (bei Actien⸗ 
geſellſchaften und bei den mehrere Verwaltungsgebiete umſpannenden 
Vereinen), noch häufiger aber ſollte die Bewilligung des Monarchen 
eingeholt werden, nämlich rückſichtlich aller Vereine für Wiſſenſchaft 
und Kunſt, zur Belebung der Production (Landwirthſchaft, Induſtrie 
u. ſ. w.) in ihren allgemeinen Beziehungen, zu Eiſenbahn- und 
Dampfſchiffahrts⸗-Unternehmungen, ferner der allgemeinen Verſorgungs⸗ 
und Rentenanſtalten ſowie der Sparcaſſen, ganz abgeſehen von jenen 
Fällen, in denen es ſich um eine Abweichung von den allgemeinen 
Vorſchriften handelte. 

In ſo ferne das Vereinsgeſetz von 1849 an dem Rechtszuſtand 
aller auf Gewinn berechneten und auf Aetien gegründeten Vereine 
nichts änderte, blieben dieſe Beſtimmungen auch nach 1849 größten⸗ 
theils aufrecht; durch das Vereinsgeſetz von 1852 endlich wurden ſie 
noch verschärft, denn nunmehr war außer bei den genannten Gruppen 
auch bei allen Coloniſirungsvereinen und Creditsanſtalten ſowie bei 
jeder Bildung von Filialen die landesherrliche Genehmigung erforder- 
lich, und nur rückſichtlich der Sparcaſſen war dieſelbe an das Mini⸗ 
ſterium des Innern übergegangen. Die Centralverwaltung erfuhr aber 
auch in anderer Richtung eine Machterweiterung, denn Bergwerks un⸗ 
ternehmungen auf Grund des Vereinsgeſetzes, Transport- und Straßen⸗ 
bauvereine (mit Ausnahme der vom Kaiſer zu bewilligenden Eiſen⸗ 
bahn⸗ und Dampfſchifffahrts⸗Unternehmungen), Verſicherungs⸗ und 
Pfandleihanſtalten ſollten von nun an dem Miniſterium des Innern 
zur Genehmigung vorbehalten ſein. Fügen wir noch hinzu, daß dieſes 
Miniſterium ſich ſtets zunächſt mit der oberſten Polizeibehörde, eventuell 
auch mit anderen Miniſterien ins Einvernehmen zu ſetzen hatte, daß 
bei einer ſich ergebenden Meinungsverſchiedenheit von Fall zu Fall 


) Nach der böhm. Gub.⸗Vdg vom 4. Mai 1849 (L. G. Bl. Nr. 55, 
S. 40) folte unter der politiſchen Bezirksbehörde das Kreisamt zu verſtehen fein. 


die allerhöchſte Entſchließung einzuholen war, daß ebenſo die politiſche 


Landesſtelle in allen Fällen, welche den Wirkungskreis anderer Be- 
hörden des Kronlandes berührten, nur im Einverſtändniß mit dieſen 
vorzugehen, eventuell die höhere Entſcheidung einzuholen hatte, ſo iſt 
wohl klar, wie ſehr die Competenzen nach Möglichkeit zu Gunſten 
der centralen Factoren vertheilt waren. 

Bekanntlich umfaßt auch das Vereinsgeſetz von 1867 nicht das 
ganze Vereinsgebiet, die Berg-, Gewerbes, und ſtaatskirchenrechtlichen 
Geſetze machen ihm Concurrenz und rückſichtlich aller auf Gewinn 
berechneten Vereine, dann jener für Bank, Credit⸗ und Verſicherungs⸗ 
geſchäfte, ſowie bezüglich der Sparcaſſen, Renten- und Pfandleihan⸗ 
ſtalten ſind die beſonderen dieſe Aſſociationsgruppen beherrſchenden 
Vorſchriften aufrecht erhalten. Das Syſtem der Coneeſſionirung iſt 
ſomit aus dem Vereinsrechte noch bei weitem nicht vollſtändig ver⸗ 
drängt, es beherrſcht vielleicht ſagar gerade manche der wichtigſten 
Gebiete und nur einige ſind ihm 1867 abgerungen worden. Hieher 
zählen wir vor allem die Vereine für Wiſſenſchaft und Kunſt, dann 
die oben erwähnten allgemein- volkswirthſchaftlichen, ſowie die Com⸗ 
munications⸗ und Coloniſationsvereine, inſoferne ſie nicht auf Gewinn 
berechnet, ſondern gemeinnütziger Natur ſind und das Terrain von 
Specialgeſetzen (Berg, Gewerbegeſetze u ſ. w.) nicht berühren, endlich 
die Bildung von Filialen ſeitens eines beſtehenden Vereins, weil 
in dieſen Fällen ſogar eine von dem Monarchen oder dem Miniſterium 
geübte Genehmigung hinweggefallen iſt. In allen anderen iſt die 
größere Freiheit des Vereinslebens nur durch die Umwandlung des 
poſitiven Genehmigungsrechtes der Landesſtelle in das binnen be 
ſtimmter Friſt zu übende Unterſagungsrecht derſelben geſchaffen worden, 
hier aber zugleich durch die Beſeitigung einer höher ſtehenden, ſchwerer 
zu erreichenden Inſtanz. 

Auf dem Boden des gemeinen Vereinsrechts ſtellt ſich ſomit 
das Verhältniß folgendermaßen dar. 

Die beabſichtigte Bildung eines Vereines iſt, wie wir ſchon 
geſehen, bevor der Verein in Wirkſamkeit tritt, von den Unternehmern 
der politiſchen Landesſtelle ſchriftlich unter Vorlage der Statuten an⸗ 
zuzeigen (§ 4). Ueber die erſtattete Anzeige iſt auf Verlangen ſofort 
eine Beſtätigung zu ertheilen (§ 5) und die Unterſagung darf nur, 
wenn der Verein nach ſeinem Zwecke oder nach ſeiner Einrichtung 
geſetz⸗oder rechtswidrig oder ſtaatsgefährlich iſt, u. zw. binnen vier Wochen 
ſowie ſchriftlich und unter Angabe der Gründe erfolgen (§ 6). Wenn keine 
Unterſagung erfolgt oder eine ſolche im Berufungswege aufgehoben iſt, 
jo hat die Landesſtelle auf Verlangen des Vereins feinen Beſtand 
nach Inhalt der vorgelegten Statuten zu beſcheinigen (§ 9). 

Das ordentliche Verfahren bei der Gründung von Vereinen 
iſt hiemit klar. Die erſte Entſcheidungsinſtanz iſt die Landesſtelle, 
von einer Pflicht derſelben, mit anderen Behörden ein Einvernehmen 
zu pflegen, wie es das Vereinsgeſetz von 1852 beſtimmte, iſt keine 
Rede, und ganz conſequent hat daher zunächſt nur die Landesſtelle 
zu beurtheilen, ob ein Verein als ein politiſcher oder nicht-politiſcher 
zu betrachten ſei (§ 35). Die Competenz der Landesſtellen greift auch 
Platz bei der Errichtung von Zweigvereinen und bei der Bildung 
von Vereinsverbänden (§ 10), fie wird nur dann von jener des 
Miniſteriums des Innern ausgeſchloſſen, wenn die Zweigvereine oder 
Verbände ſich auf mehrere Länder erſtrecken (§ 36). 

Ueber die Grenzen dieſer miniſteriellen Competenz haben wir 
ſchon im erſten Artikel gehandelt ), für uns genügt es hier, feſtzu⸗ 
ſtellen, daß in größerem oder geringerem Umfange neben den Landes- 
ſtellen auch das Miniſterium als erſte Inſtanz auf dem Gebiete des 
Vereinsrechts thätig wird. Es ſteht dies mit der Geſchichte unſeres 
Vereinsrechts vollſtändig im Einklange, eine Neuerung gegen 1852 
iſt nur die ausſchließliche Competenz des Miniſteriums des Innern 
ohne Verbindung mit irgend einer anderen Centralſtelle. Es iſt dies 
um ſo intereſſanter, als gleichzeitig mit dem Inslebentreten des 
Vereinsgeſetzes von 1867 ein von der inneren Verwaltung geſondertes 
Miniſterium für öffentliche Sicherheit errichtet wurde, ſowie kurz vor der 
Schaffung des 1852er Geſetzes die oberſte Polizeibehörde entſtanden 
war. Die letztere hat ſich den directen Einfluß auf die Vereinsgrün⸗ 
dung ſofort zu erobern gewußt, dem erſteren iſt dies während der 
ganzen Dauer ſeines Beſtandes nicht gelungen. 


„) Vergl. Nr. 21 der Zeitſchrift vom 27. Mai d. J. 


150 — 
Hi von abgeſehen iſt das Miniſterium des Innern aber auch 
die ausſchließliche Recursinſtanz ($ 8 und 35) in Fällen einer durch 
die Landesſtelle erfolgten Unterſagung oder einer von derſelben vor⸗ 
genommenen Einreihung eines Vereines in die politiſche Gruppe. 
Die Berufung muß binnen 60 Tagen ergriffen werden und ſetzt 
eine ſchriftlich begründete Unterſagung oder eine, wie wir aus dem 
Zuſammenhalt von § 8 und 35 folgern, ſchriftlich begründete Er⸗ 
klärung des politiſchen Charakters des Vereines durch die Pandes- 
ſtelle voraus. Ein in anderer Weiſe oder mit Außerachtlaſſung der 
vierwöchigen Friſt erlaſſenes Verbot der Landesſtelle wäre kein rechts— 
wirkſamer Act der Landesſtelle, wenn daher letztere demſelben Rechts— 
folgen verſchaffen wollte, ſo könnte dies den Anlaß zu einer Klage 
oder Beſchwerde, nicht aber zu einer Berufung geben. Iſt aber das 
Subſtrat der Berufung vorhanden, ſo tritt die Entſcheidung an das 
Miniſterium in demſelben Umfange wie früher an die Landesſtelle heran, 
das Miniſterium hat zu unterſuchen, ob der Verein nach ſeinem Zwecke 
oder nach feiner Einrichtung entweder a) geſetzwidrig oder b) rechtswidrig 
oder c.) ſtaatsgefährlich ſei, und ſohin die Unterſagung der Landes⸗ 
ſtelle zu beſtätigen oder aufzuheben. Eine Friſt für dieſe Entſcheidung 
beſteht geſetzlich nicht und iſt ſie gefällt, ſo iſt die Thätigkeit des 
Miniſteriums auch erſchöpft, die Beſcheinigung des Beſtandes des 
Vereines iſt ſofort wieder Sache der Landesſtelle (§ 9). 


Die Bürgſchaft für eine einheitliche Anwendung des Vereins⸗ 
geſetzes durch die politiſchen Behörden liegt ſomit lediglich in der 
Einräumung des Berufungsrechtes. Man hat zwar die Loca ſbehörden 
von dem Einfluß auf den wichtigſten Act im Vereinsleben, die 
Vereinsgründung, ausgeſchloſſen, man hat dies aber nicht gethan, 
um die Entſcheidung in der Hand der Centralbehörde zu concentriren, 
ſondern um einen Mittelweg zu gehen, und die 14 Landesſtellen mit 
dieſer Aufgabe zu betrauen. Es kann daher nicht überraſchen, 
wenn in mancher Richtung, z. B. in der Beurtheilung des politiſchen 
Charakters der Vereine, Ungleichmäßigkeiten in der Handhabung des 
Vereinsgeſetzes von Land zu Land zu Tage treten; die Berufung 
gegen die erſte Entſcheidung wird nur dann ſtattfinden, wenn dieſe 
eine die Vereine drückende iſt, nicht aber, wenn die Landesſtelle, ſei 
es auch gegen die Auffaſſung des Miniſteriums, eine freiere Bewegung 
geſtattet. 

Wir gehen nunmehr zu der Competenzvertheilung in Hinſicht 
auf die Ueberwachung der Vereinsthätigkeit über. 

Als Princip müſſen wir diesbezüglich, uns hiebei zum Theile 
auf die Ausführungen an anderer Stelle berufend *), die Competenz 
der Localbehörde feſthalten, jene der Landesſtelle tritt nur in geringem 
Umfange unmittelbar ein. Eine ſolche directe Einwirkung wäre vor 
handen in der Evidenzhaltung der Vereinsſtatuten ($ 5) und in dem 
Rechte der Landesſtelle, die Entſendung des Abgeordneten zu den 
Vereinsverſammlungen ihrer eigenen Verfügung vorzubehalten (§ 18), 
hievon abgeſehen iſt die Ueberwachung der Vereinsthätigkeit Sache 
der landesfürſtlichen Sicherheitsbehörde oder, wo eine ſolche nicht 
beſteht, der politiſchen Bezirksbehörde (§ 12). 

Dieſer Behörde find die Mitglieder des Vorſtandes, beziehungs- 
weiſe jene des Vereines anzuzeigen ($ 12 und 32), an dieſe iſt die 
Mittheilung der Geſchäftsberichte und die Anzeige der Vereinsver⸗ 
ſammlungen zu richten ($ 13 und 15), ihr ſteht in der Regel die 
Entſendung des Abgeordneten zu den Vereinsverſammlungen zu (§ 18). 
Es liegt daher auch nahe, daß der Vereinscommiſſär nach Möglich- 
keit ein Beamter dieſer Behörde ſein werde, wenn es auch nicht' 
ausgeſchloſſen iſt, daß die Abordnung auf einen außer der Behörde 
Stehenden, etwa einen Gemeindevorſteher, entfalle. Nicht minder wird 
das Recht, in die Protokolle der Vereinsverſammlungen jederzeit 
Einſicht zu nehmen, welches der „Regierung“ zukommt ($ 18), zu⸗ 
vörderſt von der regelmäßigen Ueberwachungsbehörde in Anſpruch 
genommen werden müſſen und erſt in zweiter Linie den höheren 
Inſtanzen derſelben, der Landesſtelle und dem Miniſterium des 
Innern, zuftehen Allerdings faſſen wir dann den Terminus „Regierung“ 
diesfalls in einem anderen Sinne auf als im § 37, wo er noch 
einmal wiederkehrt. Dort wird der „Regierung“ das Recht zugeſprochen, 
die Beſtimmungen des Vereinsgeſetzes im Falle eines Krieges oder 
innerer Unruhen zeitweilig und örtlich, ganz oder theilweiſe außer 


) Vergl. Nr. 21 der Zeitſchrift vom 27. Mai d. J. 


Wirkſamkeit zu ſetzen, fo daß als die Regierung nach $ 37 un⸗ 
zweifelhaft das Geſammtminiſterium angefehen werden muß“). Das Recht, 
in die Verſammlungsprotokolle Einſicht zu nehmen, ſteht aber in fo 
innigem Zuſammenhange mit der Beaufſichtigung der Verſammlungen 
und dem Rechte, die Führung eines Protokolles zu verlangen, daß 
man ſelbſt auf die Gefahr eines Widerſpruches in der Terminologie 
des Geſetzes als den Träger des Rechtes der Einſichtsnahme in die 
Protokolle zunächſt die Behörde erſter Inſtanz anſehen muß, nämlich 
jene, welche auch die parallel laufenden Rechte übt. Dieſer Auffaſſung 
ſteht überdies der zwingende äußere Grund zur Seite, daß das 
Geſetz im nächſten Paragraph (19) den Vereinscommiſſär als „Re⸗ 
gierungsabgeordneten“ bezeichnet und ſomit die delegirende Behörde, 
d. i. in der Regel jene erſter Inſtanz, als „Regierung“ erſcheint. 


Wenn die Abhaltung einer Vereinsverſammlung an alle die 
bezeichneten Cautelen geknüpft iſt, fo iſt es wohl ſelbſtverſtändlich, 
daß der Behörde das Recht zuſtehen muß, eine jede gegen die Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes veranftaltete Vereinsverſammlung als ein ge- 
ſetzwidriges Unternehmen zu verhindern, und es hätte daher der ſpe⸗ 
ciellen Norm (§ 21) gar nicht bedurft, welche der Behörde das 
Recht zuerkennt, eine ſolche Verſammlung „zu unterſagen und nach 
Umſtänden zu ſchließen.“ Wichtiger iſt die Frage, welche Einwirkung 
der Behörde auf die geſetzmäßig einberufene Verſammlung zuſteht. 
Hiebei kommt natürlich zunächſt die Stellung des Regierungsabge⸗ 
ordneten in Betracht. Hat dieſer die Vorgänge in der Verſammlung 
lediglich zu beobachten oder iſt er auch zu activem Einſchreiten be- 
rechtigt? Ausdrücklich iſt ihm nur das Recht eingeräumt, über die 
Perſon der Redner und Antragſteller Auskunft zu verlangen und die 
Aufnahme eines Protokolles über die Gegenſtände der Verhandlung 
und über die gefaßten Beſchlüſſe zu verlangen, ſowie eventuell die 
Verſammlung zu ſchließen (§ 21). Es iſt nun feſtzuſtellen, an welche 
Bedingungen dieſes Schließungsrecht geknüpft iſt, ferner aber auch, 
ob außer der ultima ratio nicht auch gelindere Mittel dem Vereins- 
commiſſär zu Gebote ſtehen. 

Fur die Schließung der Verſammlung iſt das Vorhandenſein 
eines der folgenden Gründe erforderlich: Es müſſen ſich entweder ge- 
ſetzwidrige Vorgänge ereignen, oder Gegenſtände in Verhandlung ge- 
nommen werden, welche außerhalb des ſtatutenmäßigen Wirkungs⸗ 
treiſes des Vereines liegen, oder es muß die Verſammlung einen die 
öffentliche Ordnung bedrohenden Charakter annehmen (§ 21.) Dieſe 
Trias entſpricht derjenigen vollſtändig, welche wir als den Complex 
der Unterſagungsgründe der Vereinsbildung kennen gelernt haben, die 
Geſetz⸗ oder Rechtswidrigkeit und die Staatsgefährlichkeit des Be⸗ 
ginnens im Allgemeinen ſteht gleich der Geſetz- oder Rechtswidrigkeit 
und der Staatsgefährlichkeit der Vorgänge in der einzelnen Vereins- 
verſammlung. Die Faſſung des Geſetzes läßt keinen Zweifel darüber, 
daß die Aufzählung der Schließungsgründe eine tarative iſt, und es 
könnte ſomit z. B. eine Ueberſchreitung der Tagesordnung, welche 
eine Ueberſchreitung des ſtatutenmäßigen Wirkungskreiſes nicht invol⸗ 
virte, ſelbſt wenn fie die ſchwerſte Verletzung des inneren Vereins- 
rechtes bildete, einen Schließungsgrund ſo lange nicht ſchaffen, als 
die öffentliche Ordnung nicht bedroht erſchiene. Iſt aber die 
Schließung von dem Regierungsabgeordneten oder, falls ein ſolcher 
nicht entſendet wäre, von der Behörde aus was immer für einem 
Grunde ausgeſprochen, ſo hat dies die Wirkung, daß die Anweſenden 
nicht nur den Verſammlungsort ſogleich verlaſſen, ſondern auch aus⸗ 
einandergehen müſſen und daß die Entfernung eventuell durch An⸗ 
wendung von Zwangsmitteln in Vollzug geſetzt werden kann (8 22). 

Dies alles iſt ziemlich unbeſtritten, es kommt nun darauf an, 
ob dem Vereinscommiſſär auch in anderer Beziehung eine Ordnungs⸗ 
gewalt zuſteht. Die zwei oben bezeichneten Befugniſſe, Auskünfte über 
die Perſon der Redner und Antragſteller und die Führung eines 
Protokolls zu verlangen, enthalten nicht ganz ſpeciell eine Ordnungs⸗ 
gewalt, ſondern ſind nur Mittel die Controle zu erleichtern, das 
Recht zu activem Eingreifen muß anders geartet und für ſich mo⸗ 
tivirt ſein. 

Die Beſtimmungen des Vereinsgeſetzes ſind hierüber ſehr dürftig, 
wir glauben jedoch, daß ſchon der Schluß a majori ad minus den 
Regierungsabgeordneten zu mehr als einer lediglich paſſiven Rolle 


) Vergl. Geſetz vom 5. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 66. 
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während der Verſammlung berufen müſſe. Wenn es dem Abgeord⸗ 
neten der Regierung freiſteht, die Verſammlung beliebig zu ſchließen 
(wir ſagen mit Abſicht, beliebig, da er für die Beobachtung der ge⸗ 
ſetzlichen Schließungsgründe ganz allein der Behörde gegenüber ver- 
antwortlich iſt, die von ihm ganz ungerechtfertigt ausgeſprochene 
Schließung der Verſammlung gegenüber aber volle Wirkſamkeit hat), 
ſo kann es nur im Intereſſe der Vereinsfreiheit gelegen ſein, wenn 
der Regierungsvertreter zunächſt von gelinderen Mitteln Gebrauch 
machen darf, ehe er zu der Schließung der Verſammluug ſchreitet. 
Zum mindeſten, glauben wir, muß die Drohung, bei einem beſtimmten 
Vorgange die Schließung vorzunehmen, zuläſſig ſein. 

Hievon abgeſehen hat nach § 17 für die Wahrung des Ge— 
ſetzes und für die Aufrechthaltung der Ordnung in einer Vereins- 
verſammlung „zunächſt“ der Vorſitzende Sorge zu tragen, dieſer hat 
geſetzwidrigen Aeußerungen oder Handlungen ſofort entgegenzutreten 
und eventuell die Verſammlung zu ſchließen. 

Aus dieſer Faſſung ſcheint uns nun hervorzugehen, daß der 
Vorſitzende der zur Wahrung der Ordnung „zunächſt“, aber nicht 
allein Berufene iſt; es muß dem Regierungsabgeordneten freiſtehen, 
den Vorſitzenden zur Erfüllung ſeiner Pflichten zu verhalten und 
ſowie er die Verſammlung zu ſchließen berechtigt iſt, wenn der Vor⸗ 
ſitzende dies nicht thut, ſubſidiär von den Disciplinarmitteln des Vor. 
ſitzenden Gebrauch zu machen. Das Eine iſt der allein maßgebende 
Unterſchied, daß der Regierungsabgeordnete lediglich im öffentlichen 
Intereſſe einzuſchreiten hat, daß ihn eine Verletzung der Hausordnung 
oder des inneren ſtatutariſchen Rechtes nicht zur Entſcheidung be— 
ruft, da ja der Modus der Schlichtung von Streitigkeiten aus dem 
Vereinsverhältniffe in den Statuten vorgeſehen ſein muß. Deßhalb 
unterſcheiden wir auch die von dem Vorſitzenden und die von dem 
Regierungspertreter ausgehende Schließung der Verſammlung rüd- 
ſichtlich ihrer Rechtswirkung; die erſte bewirkt lediglich, daß die 
Verſammelten nicht mehr auf Grund des Vereinsrechts tagen können, die 
Entfernung derſelben aus dem Verſamlungslocale u. ſ. w. muß aber 
nur dann eintreten, wenn der Regierungsvertreter den Act des Bor« 
figenden zu dem ſeinigen macht. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber die Auftheilung von Landes-, Bezirks- und Gemeindeum⸗ 
lagen haben zunächſt die autonomen Organe zu entſcheiden und 
diefen Entſcheidungen gegenüber ſind die politiſchen Behörden zu 
einer Ingerenz in Handhabung des ſtaatlichen Aufſichtsrechts nur 
dann berufen, wenn die autonomen Organe ihren Wirkungskreis 
überſchreiten oder gegen beſtehende Geſetze vorgehen. 


Dem Medic. Dr. Eduard K., Beſitzer der zeitlich ſteuerfreien 
Gebäude Nr. 27 und 28 in M. O., wurde mit Zahlungsauftrag 
der Bezirkshauptmann ſchaft in M. ddo. 20. October 1874 für das 
Jahr 1874 im Grunde des Finanzgeſetzes vom 26. April 1874, 
Nr. 42 R. G. B. die fünfpercentige Einkommenſteuer von dem aus 
feinen ſteuerfreien Objecten erzielten reinen Einkommen im Betrage 
von 16 fl. 10 kr. vorgeſchrieben. Auf dieſe Einkommenſteuer wurden 
in Gemäßheit des mähr. Landesgeſetzes v. 24. März 1874, Nr. 30 
L. G. Bl. keinerlei Zuſchläge für Landes-, Bezirks. und Gemeinde- 
erforderniſſe aufgetheilt. 

Dagegen hat der M. O. .. er Gemeindevorſtand, beziehungs⸗ 
weiſe das dortige ſtädtiſche Steueramt in den eben erwähnten Zah- 
lungsauftrag der Bezirkshauptmannſchaft auf Grundlage der von dem 
M. O. . . er k. k. Steueramte mitgetheilten individuellen Repartition 
einen Landeszuſchlag pr. 18 fl. 3 kr., einen Straßenzuſchlag pr. 
10 fl. 30 kr., und einen Gemeinde- und Schulbeitrag von 17 fl. 
6 kr. eingeſtellt, welche letzteren Fondszuſchläge auf die zwar ermit⸗ 
telte, jedoch nicht zur Vorfchreibung und Einhebung gelangende Haus⸗ 
zinsſteuer entfallen. 

Gegen dieſe Vorſchreibung beſchwerte ſich Dr. K. beim Lan⸗ 
desausſchuſſe, indem er geltend machte, daß auf eine nicht in Vor— 
ſchreibung ſtehende Steuer keine Zuſchläge aufgetheilt werden 
können. 


Der Landesausſchuß theilte die Beſchwerde der Statthalterei 
zur Eröffnung der Wohlmeinung in Bezug auf die erfolgte Steuer- 
vorſchreibung und die Competenz dazu mit und erſuchte zugleich um 
die Mittheilung, an welche landesfürſtliche Behörde dieſer und wei— 
tere gleiche Recurſe abzutreten ſeien. 

Die Statthalterei pflog nun mit der Finanz⸗Landesdirection 
das Einvernehmen. Dieſe erklärte: „Gemäß a. h. Entſchließung vom 
10. Februar 1835 beſchränke ſich die zeitliche Steuerfreiheit von der 
Gebäudezins⸗ und Claſſenſteuer nur auf die l. f. ordentliche und 
außerordentliche Gebäudeſteuer und begründe keinen Anſpruch auf 
die Befreiung von anderen öffentlichen und Gemeindelaſten. Es müſſe 
daher von dem Miethzinſe zeitlich ſteuerfreier Häuſer die entfallende 
Hauszinsſteuer ermittelt werden, damit von dieſer ermittelten, jedoch 
nicht zur Vorſchreibung gelangenden Hauszinsſteuer die entfallenden 
Landes⸗, Grundentlaſtungs⸗ Straßen- und Schulbeiträge ꝛc. ꝛc. vor⸗ 
geſchrieben und eingehoben werden können Der Recurs des Dr. K., 
welcher nur gegen das Princip der Vorſchreibung, nicht aber auch 
gegen die Richtigkeit der ermittelten Höhe der Zuſchläge gerichtet ſei, 
ſtelle ſich daher als unbegründet dar. Ob die Ziffer der Zuſchläge 
auch richtig ſei, könne den Vorlagen nicht entnommen werden. Mit 
dem Landesgeſetze vom 24. März 1874, Nr. 30 L. G. Bl. ſtehe 
dieſe Verhandlung in keiner Verbindung. Belangend die Compe— 
tenz zur Entſcheidung über die Beſchwerden gegen die Vorſchreibung 
der Zufchläge für Landes-, Bezirks⸗ und Gemeinde⸗Erforderniſſe, fo ſei 
im Geſetze keine ausdrückliche Beſtimmung enthalten, die Finanz⸗ 
landesdireetion ſei jedoch der Anſicht, daß die Competenz der Steuer: 
Landesbehörde im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe zufalle, 
weil einerſeits die Berechnung der Gebäudefteuer die für die Berech- 
nung der Zuſchläge maßgebende ſei, ſowie die Adrepartikion der Lan⸗ 
des⸗ und Grundentlaſtungs-Zuſchläge, dann der Straßenbeiträge 
durch die J. f. Steuerorgane ſtattfinden, daher die Beſchwerde gegen 
deren Amtshandlung gerichtet ſei, und weil anderſeits die Umlagsper⸗ 
cente bezüglich der verſchiedenen Fondszuſchläge vom Landtage, bezie- 
hungsweiſe von dem Landesausſchuſſe beſtimmt und die Adreparti⸗ 
tion der Gemeindezuſchläge durch die autonomen Organe vollzo— 
gen werde“. 

Die Statthalterei legte im Intereſſe eines einheitlichen Vorge— 
hens den Act zur Schlußfaſſung und Eröffnung der entſprechenden 
Weiſung dem Miniſterium des Innern vor, bemerkte aber bezüglich 
der Competenzfrage, daß nach ihrer Anſicht die Finanz-Landesbehörde 
im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe nur dann competent ſei, 
wenn es ſich um Zuſchläge zur 1. f. Steuer handelt, welche durch 
die Steuerämter repartirt und zugleich mit der l. f. Steuer eingeho— 
ben werde, wie bei Landes-, Grundentlaftungsfonde- und Straßenbei⸗ 
trägen, weil die Beſchwerde dann eigentlich gegen die Amtshandlung 
einer landesfürſtlichen Perceptionsbehörde gerichtet iſt. Handle es ſich 
aber um Zuſchläge zu Gemeindezwecken, Concurrenzbeitraͤgen u. ſ. w., 
welche auf Grundlage der bereits ermittelten l. f. Steuer umgelegt 
werden und wo die Repartition von den Gemeinde- und ſonſtigen 
öffentlichen Organen erfolgt, fo ſei nur der Landes ausſchuß 
im Einvernehmen mit der Finanz ⸗Landesdirection zur Entſcheidung 
berufen. In dem vorliegenden Falle ſei in Betreff der Landes- und 
Straßenbeiträge die Finanz⸗Landesbehörde im Einvernehmen mit dem 
Landesausſchuſſe und bezüglich der Beiträge für Gemeinde- und 
Schulerforderniſſe der Landesausſchuß im Einvernehmen mit der 
Finanz⸗Landesbehörde competent. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 25. Juni 1875, 
3. 4999 die mit dem Berichte vom 31. März, 3. 6659 vorge— 
lezte Beſchwerde des Medic. Dr. Eduard K. in M. O. gegen die 
vom O. . . er Gemeindevorſtande, reſp. von dem dortigen ſtädtiſchen 
Steueramte erfolgte Vorſchreibung von Landes-, Bezirks- und Gemein⸗ 
deumlagen zu der zwar ermittelten, jedoch nicht zur Einhebung gelan- 
genden Hauszinsſteuer vom Miethzinſe der zeitlich ſteuerfreien Ge- 
bäude Nr. C. 27 und 28 in M. O. der Statthalterei zur Amts⸗ 
handlung mit dem Beifügen rüͤckgeſtellt, daß das Miniſterium des 
Innern in dem dermaligen Stadium der Angelegenheit zu einer 
inſtanzmäßigen Entſcheidung nicht berufen erſcheine. In Betreff 
der in Anregung gebrachten Competenzfrage wurde der Statthalterei 
bemerkt, daß das Miniſterium des Innern in ähnlichen Fällen an 
dem Grundſatze feſtgehalten habe, daß über die Auftheilung von Lan⸗ 
des⸗, Bezirks. und Gemeindeumlagen zunächſt die geſetzlich berufenen 
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autonomen Organe zu entſcheiden haben, und daß dieſen Entſcheidun⸗ 
gen gegenüber die politiſchen Behörden zu einer Ingerenz in Hand⸗ 
habung des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes und zwar dann berufen find, 
wenn die autonomen Organe ihren Wirkungskreis überſchreiten oder 
gegen beſtehende Geſetze vorgehen. Die Feſtſtellung der Ziffer der l. f 
Steuer auf welche Landes-, Bezirks- oder Gemeindumlagen aufge⸗ 
theilt werden ſollen, die jedoch in dem vorliegenden Falle keinen 
Gegenſtand der Beſchwerde bildet, fällt ſelbſtverſtändlich ausſchließend 
in den Wirkungskreis der Steuer- beziehungsweiſe Finanzbehörden. 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Iuftizminifteriums vom 13. Jünner 1875, 3. 7 au ſümmtliche 
k. k. Oberlandesgerichtspräſidien und Oberſtaatsanwaltſchaften, mit Ausnahme 
der Oberſtaatsanwaltſchaften in Innsbruck und Zara, womit bekanntgegeben 
wird, daß in den Füllen, in welchen nach den beſtehenden Vorſchriften die 
Dienſteaution eines Beamten in der Höhe des einjährigen Gehaltes erfordert 
wird, hierunter die niederſte Gehaltsſtufe der Rangsclaſſe, welcher der eau- 
tionspflichtige Dienſtpoſten nach der Syſtemiſirung angehört, auch dann zu ber⸗ 
ſtehen ſei, wenn der Träger desſelben im Bezuge eines höheren Gehaltes ſteht 

oder ſpäter in einen ſolchen innerhalb der gleichen Rangselaſſe einrückt. f 


Es iſt aus Anlaß der durch das Gefetz vom 15. April 1873, R. G. Bl. 
Nr. 47 ſtattgefundenen Regelung der Gehalte der activen Staatsbeamten die 
Frage angeregt worden, ob den Beamten, welche zufolge der verſchiedenen Or— 
ganiſationsvorſchriften zum Erlage einer Dienſteaution im Betrage eines Jahres- 
gehaltes verpflichtet ſind, die Verbindlichkeit obliege, die von ihnen erlegte Dienft- 
caution vorkommenden Falls bis zum Betrage des ihnen auf Grund des eitirten 
Geſetzes ſofort oder in Folge der Quinquennalvorrückung angewieſenen höheren 
Gehaltes zu ergänzen. 

Mit Rückſicht auf die von dem k. k. Finanzminiſterium über dieſe Frage 
erlaſſene und im Verordnungsblatte dieſes Miniſteriums Nr. 41 vom Jahre 1873 
kundgemachte Verordnung vom 2. December 1873, 3. 28.603, findet das Juſtiz⸗ 
miniſterium zur Erzielung eines gleichmäßigen Vorganges auch tür feinen Dienſt⸗ 
bereich zu beſtimmen, daß in den Fällen, in welchen nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften die Dienſtcaution eines Beamten in der Höhe des einjährigen Gehaltes 
erfordert wird, hierunter die niederſte Gehaltsſtufe der Rangsclaſſe, welcher 
der cautionspflichtige Dienſtpoſten nach der Syſtemiſirung angehört, auch 1105 
zu verfteben ſei, wenn der Träger desſelben im Bezuge eines höheren Gehaltes 
ſteht oder ſpäter in einen ſolchen innerhalb der gleichen Rangsclaſſe einrückt. 

Hievon wird das löbliche k. k. Oberlandesgerichtspräſidium (die k. k. 
Oberſtaatsanwaltſchaft) zur Verſtändigung der unterſtehenden Behörden, we che 
es betrifft, und zur geeigneten Darnachachtung in die Kenntniß geſetzt. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Baurath Michael Gillhuber zun Ober— 
baurathe in Zara ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Friedrich Perret in Livorno 
zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. : 

Seine Majeftät haben dem Bezirkshauptmanne Oscar Schießler in 
Bruck a. d. Mur den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes tarfrei 
verliehen. 

an Majeſtät haben dem Vorſtande der Pribramer Berg⸗Direction 
Ober⸗Bergrathe und Titular⸗Hofrarhe Ignaz Jeſchke den Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe, dem Vicedirector daſelbſt, Bergrathe Franz Koſchin den 
Adelſtand u. z. beiden tarfrei verliehen, und den Leiter der Adalbert. und Maria- 
Schächter⸗Grubenabtheilung, Bergverwalter Karl Bro; die a. h. Zufriedenheit 
ausdrücken laſſen. f 

Der Miniſter des Innern hit den Rechtsrevidenten Eduard Wittmann 
zum Rechnungsrathe beim Rechnungsdepartement der böhmiſchen Statthalterei 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeicommiſſär der Wiener Polizei. 
Direction Joſeph Schodl zum Obercommiſſar u. den Concipiſten Joſeph Krebs 
zum Polizeicommiſſär daſelbſt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bauadjuncten beim Magiſtrate der Landes- 
hauptſtadt Czernowitz Adolf Klement zum Bauingenieur bei der Direction der 
Güter des Bukowinaer griech. orient. Religionefonds in Czernowitz ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k., k. Oberförſter zu Spital am Pyhrn 
Johann Dworak zum Forſtcommiſſär für Salzburg ernannt. 


Erledigungen. 


ö Poſtaſſiſtentenſtelle bei der nied.öſterr. Poſtdirection mit 600 fl. Gehalt 
u. Activitätszulage gegen Caution, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 211). 

Zwei Bezirksſecretärsſtellen zu Prag und Schärding in Ober⸗„Oeſterreich 
mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 15. April. (Amtsbl. Nr. 212). 
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